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Einleitung

Kriege kann man gewinnen und doch den Frieden verlieren. Die »Gro-

ßen Drei«, die sich 1941 zur Anti-Hitler-Koalition verabredeten, wollten

das nicht. Winston Leonard Spencer Churchill, Iosif Vissarionovič Stalin

und Franklin Delano Roosevelt wollten über die Verfolgung spezifischer

Interessen Großbritanniens, der Sowjetunion und der USA hinaus einen

dauerhaften Frieden, der eine Wiederholung des deutschen Angriffs auf

ihre Länder für absehbare Zeit und möglichst für immer ausschloss. Wie

kann man nach dem militärischen Sieg über das nationalsozialistische

Deutschland und seine Verbündeten einen Frieden schaffen, der anders

als das Friedenssystem von Versailles nachhaltig ist und das erneute Auf-

kommen von Revanchismus und aggressivem Nationalismus auf Dauer

verhindert? Diese Frage bewegte während des Zweiten Weltkriegs viele

Politiker und Experten im Kreis der künftigen Siegermächte, aber auch im

demokratischen Widerstand im besetzten Europa und in der deutschen

Opposition gegenHitler.Darumwurde die Kriegsführung der Alliierten von

Planungen für die Zukunft Deutschlands und Europas begleitet, und mit

dem deutschen Angriff auf die Sowjetunion im Juni 1941 begannen sogleich

Verhandlungen über die Friedensordnung, die man nach einem gemeinsa-

men Sieg über Hitler-Deutschland zu schaffen gedachte.Weil das Deutsche

Reich ein Imperium errichtet hatte, das sich praktisch über den gesam-

ten europäischen Kontinent erstreckte, und die Kriegsführung der Anti-

Hitler-Koalition darauf gerichtet war, dieses Imperium zu zerschlagen,

betrafen diese Verhandlungen zugleich die Neuordnung Europas nach dem

angestrebten Sieg und damit die künftigeWeltordnung im Allgemeinen.

Die ideologischen und strukturellen Gegensätze zwischen der stalinis-

tischen Diktatur der Sowjetunion auf der einen und den westlichen Demo-

kratien auf der anderen Seite haben nicht nur die Verhandlungen über die
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Nachkriegsordnung belastet. Sie legen auch die Auffassung nahe, dass das

Verhandlungsergebniswenig tragfähigwar, und lassen denWeg zumKalten

Krieg mehr oder weniger vorgezeichnet erscheinen. Die spätere Erfahrung

desKaltenKrieges und eine verständlicheTendenz, seineAnfängemöglichst

weit zurück zu verfolgen, haben diese Auffassung weiter bekräftigt.

Eine solche Sichtweise ist jedoch tendenziell ahistorisch. Sie verkennt,

dass es neben den Gegensätzen auch Gemeinsamkeiten zwischen den künf-

tigen Siegermächten gab, und dass die Erfahrung, bei der Verfolgung ihres

Hauptkriegsziels auf die Verbündeten angewiesen zu sein, diese Gemein-

samkeiten nachhaltig verstärkte. Gemeinsamwar den Verbündeten der An-

ti-Hitler-Koalition nicht nur das Ziel, das deutsche Imperium über Euro-

pa niederzuringen. Sie stimmten auch dahingehend überein, dass eine ver-

gleichbare Bedrohung nie wieder vonDeutschland ausgehen dürfe und dass

darum auch die gesellschaftlichen Wurzeln der nationalsozialistischen Be-

wegung beseitigt werden müssten. Ebenso gehörte zu ihren gemeinsamen

Zielen, sich generell für absehbare Zeit vor einer erneuten kriegerischen Be-

drohung zu schützen. Die Führungsgruppen der »Großen Drei« wussten,

dass beide Ziele noch am ehesten zu erreichen waren, wenn sie ihre Koope-

rationüberdenangestrebten vollständigenSiegüberdieAchsenmächtehin-

aus fortsetzten.

Freilich herrschte große Unsicherheit, wie Sicherheit vor Deutschland

auf Dauer erreicht werden könnte. Die Erfahrung, dass die Friedens-

regelungen der Pariser Vorortverträge nach dem Ersten Weltkrieg hierzu

nicht gereicht hatten, stand allenBeteiligten eindringlich vor Augen.Welche

Schlussfolgerungendaraus zu ziehenwaren, inwelcherHinsicht das System

von Versailles korrigiert werden sollte, darüber gingen die Auffassungen

jedoch beträchtlich auseinander. Gegensätzliche Auffassungen bildeten

sich dabei nicht so sehr zwischen den künftigen Siegermächten aus als

vielmehr innerhalb der Führungsgruppen der Siegermächte. Gleichartige

Auffassungen in unterschiedlichen Lagern wirkten oft unbewusst zusam-

men, und Entscheidungen für die eine oder andere Lösung fielen in einem

komplizierten Wechselspiel zwischen inneren Auseinandersetzungen und

Verhandlungen zwischen den »Großen Drei«.

Unterschiedliche strategische Interessen und innenpolitische Rücksich-

ten der drei Siegermächte spielten in dem Entscheidungsprozess ebenfalls

eine Rolle, auch wenn sie deutlich hinter den konzeptionellen Gegensätzen

zurückstanden. Mit der Entscheidung vom Februar 1945, Frankreich als

vierte Besatzungsmacht in Deutschland und Österreich in den Kreis der
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Siegermächte aufzunehmen,kamnoch einweiterer Interessenkomplex hin-

zu, der die Suche nach gemeinsam getragenen Lösungenweiter erschwerte.

Damit waren die Gegensätze, die auf die Nachkriegsplanung der Alliierten

einwirkten, denkbar vielfältig. Dass dennoch Vereinbarungen gelangen,

unterstreicht den Entscheidungsdruck, der von den gemeinsamen Interes-

sen ausging. Angesichts der vielen Gegensätze nicht nur zwischen Ost und

West, sondern auch zwischen den westlichen Siegermächten und innerhalb

der Lager der Siegermächte kann es aber auch nicht überraschen, dass sich

diese Vereinbarungen als nur begrenzt tragfähig erwiesen.

Die Anführer der Widerstandsgruppen, die sich in den von Hitler-

Deutschland besetzten Ländern und auch im Deutschen Reich selbst her-

ausgebildet hatten, waren an den Entscheidungen der künftigen Sieger-

mächte ebenso wenig direkt beteiligt wie die Politiker der verschiedenen

europäischen Länder, die vor der nationalsozialistischen Herrschaft ins

Exil geflohen waren. Beide Gruppen versuchten aber durchaus, auf die

Positionen der Siegermächte Einfluss zu nehmen, wenn auch mit un-

terschiedlichem Erfolg. Und da sie über nationale und weltanschauliche

Grenzen hinweg oft zu gleichartigen Schlussfolgerungen imHinblick auf ei-

ne dauerhafte Friedensordnung gekommen waren, entwickelten sie sich zu

einer realen politischen Kraft, der bei der Umsetzung der Vereinbarungen

der Alliierten eine Schlüsselrolle zukam.

Mit denmilitärischen Entscheidungen des Krieges wandelte sich das in-

ternationale System.DieUSA stiegen zur erstenWeltmacht auf undwurden

damit zu einer Macht, die die Verhältnisse in den übrigen Teilen der Welt

nicht mehr sich selbst überlassen konnte. Die Sowjetunion entwickelte sich

zur stärksten Militärmacht des europäischen Kontinents. Dessen Zukunft

und damit auch die Zukunft Deutschlands wurde in erster Linie vom Ver-

hältnis dieser beiden Haupt-Siegermächte abhängig. Großbritannien und

die kleineren Staaten des westlichen Europas mussten notgedrungen ler-

nen, ihre Interessen mit den Bedürfnissen der amerikanischen Vormacht

abzustimmen. Die Vereinbarungen über die Zukunft Deutschlands wurden

zu einem zentralen Bindeglied imVerhältnis zwischen den USA und der So-

wjetunion; sie gerieten in Gefahr, sobald sich dieses Verhältnis verschlech-

terte.1

Der Gang der Diskussion und der Verhandlungen über einen Frieden

nach dem Zweiten Weltkrieg soll im Folgenden bis zu ihren Hauptergeb-

nissen an der Jahreswende 1945/46 nachgezeichnet werden. Die Darstellung

stützt sich auf die bisherigen Forschungen zur alliierten Kooperation und
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zur Deutschland- und Besatzungsplanung der Alliierten und des Wider-

stands und führt sie in Teilbereichen fort, insbesondere im Hinblick auf die

Haltung des sowjetischen Verbündeten und die Rolle der vierten Sieger-

macht Frankreich. Darüber hinaus wird zum ersten Mal die Diskussion im

Widerstand und im Exil in die Rekonstruktion des Entscheidungsprozesses

miteinbezogen. Auf diese Weise soll deutlich werden, dass die Nachkriegs-

ordnung Europas, die aus dem ZweitenWeltkrieg hervorging, nicht einfach

nur eine Ordnung des Kalten Krieges war. Sie enthielt wesentliche Elemen-

te, die auf der übereinstimmenden Deutung der Siegermächte beruhten,

und bot darum Ansatzpunkte zu ihrer Bekräftigung nach dem Ende des

Ost-West-Konflikts.

Eine erste Fassung dieser Darstellung, noch ohne Einbeziehung desWi-

derstands und des Exils,wurde imRahmen des Schlussbandes des Grundla-

genwerksDasDeutsche Reich und der ZweiteWeltkrieg, herausgegeben vomMi-

litärischen Forschungsamt der Bundeswehr, veröffentlicht.2 Für diese Buch-

ausgabe wurde sie aktualisiert und erweitert. Die erweiterte Fassung soll

nicht nur dasVerständnis fürNeuordnungEuropas nachdemZweitenWelt-

krieg fördern, die, wie zu zeigen sein wird, in ihren Grundzügen über das

Ende des Kalten Krieges hinaus Bestand hatte. Sie soll auch Orientierung

in einer Zeit bieten, in der die europäische Ordnung erstmals wieder durch

einen Angriffskrieg bedroht wird. Wie man nach dem Krieg in der Ukrai-

ne einen dauerhaften Frieden schaffen kann, dafür bietet die Geschichte des

Friedensschlusses nach demZweitenWeltkrieg keine fertigen Rezepte. Aber

sie liefert Anregungen, wie man Sicherheit auf Dauer gewährleisten kann.



1. Die Deutschland- und
Besatzungsplanung der Alliierten

1.1 Britische Planungen

Unter den künftigen Siegermächten war Großbritannien nicht nur diejeni-

ge,die am längsten imKrieg gegenHitler-Deutschland stand.Die erste Füh-

rungsmacht der Anti-Hitler-Koalition war auch führend bei den Kriegsziel-

planungen: Hier wurde länger und systematischer als bei den Verbündeten

darüber nachgedacht, was nach einem Sieg aus Deutschland werden sollte.

Parallel dazu ergriff die britischeRegierung die Initiative für eine gemeinsa-

me Kriegszielplanung der Alliierten. Sie hat die Kriegszieldiskussion damit

vorstrukturiert und,was bei der Konzentration auf die beidenHauptsieger-

mächte des Krieges für gewöhnlich nicht ins Auge fällt, ihr Ergebnis auch

maßgeblich beeinflusst.

The finest hour

Zentrales Kriegsziel war seit der Beteiligung der Labour-Party an einer

von Winston Churchill geführten Regierung der nationalen Einheit im

Mai 1940 die Niederringung des Hitler-Regimes. Einen Kompromissfrie-

den sollte es nicht mehr geben. Er wäre, davon waren Churchill und eine

wachsende Mehrheit der Briten überzeugt, auf eine Versklavung Europas

hinausgelaufen und damit nicht nur auf die Etablierung einer gefährlichen

Konkurrenzmacht, sondern auf einen Verrat an Allem, was der britischen

Zivilisation heilig war. »Wir werden niemals kapitulieren«, erklärte Chur-

chill am 4. Juni 1940, »und selbst wenn, woran ich nicht für einen einzigen

Moment glaube, diese Insel oder ein großer Teil von ihr unterjocht und

ausgehungert werden sollte, dann würde unser Übersee-Empire, bewaffnet
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und bewacht von der britischen Flotte, den Kampf übernehmen, bis, zu

Gottes guter Zeit, die neue Welt mit all ihrer Kraft und Macht sich an die

Rettung und Befreiung der alten macht«.1

Der Sieg um jeden Preis, für den zu kämpfen Churchill seine Lands-

leute in trotzig-heroischer Pose aufforderte, bestand damit nicht nur in

der Sicherung der Freiheit der eigenen Nation; er war untrennbar mit der

Befreiung des europäischen Kontinents vom nationalsozialistischen Impe-

rium verbunden und mit einer weltgeschichtlichen Entscheidung zwischen

Zivilisation und Barbarei. Mit der britischen Entscheidung zum Wider-

stand erlebte das Jahrhundert seine größte Stunde, »their finest hour«,

wie Churchill in seiner berühmten, später im Rundfunk wiederholten Un-

terhausrede vom 18. Juni 1940 erklärte2. Das erfüllte die Nation mit Stolz,

stärkte in der Tat denWiderstandswillen und förderte auch den Konsens bei

den Planungen für die Zukunft Deutschlands und Europas. Ein Kriegsziel-

Ausschuss des Kabinetts, im August 1940 auf Drängen der Labour-Vertreter

in der Regierung eingerichtet, konzentrierte sich auf die Formulierung von

allgemeinen Prinzipien, die für das befreite Europa gelten sollten. »Wir

sichern daher allen Menschen das Recht zu«, hieß es in dem Draft Statement

on War Aims, das am 13. Dezember 1940 angenommen wurde, »im Rahmen

der Gesetze frei zu denken, zu sprechen und zu handeln und freien Zugang

zu dem Denken anderer zu haben; das Recht zu freier Vereinigung auf

nationaler und internationaler Eben; das Recht, ohne Angst vor Unrecht

oder Mangel zu leben; das Recht, zu glauben und zu verehren, wie es das

Gewissen befiehlt«.3

Kampf bis zum Sieg – das hieß, ohne dass dies gleich explizit so gesagt

wurde, bedingungslose Kapitulation der Deutschen, Beseitigung des Hit-

ler-Regimes und seiner Grundlagen, dauerhafte Entwaffnung und deren

Kontrolle durch die Siegermächte.4 Nur ein Teil der Öffentlichkeit und

kaum jemand in der politischen und administrativen Führung ging dabei

soweit wie Robert Vansittart, zu Beginn des Krieges leitender Staatsse-

kretär im Foreign Office, der den Deutschen in Rundfunkbeiträgen, die

dann auszugsweise in der Presse nachgedruckt und als Buch veröffentlicht

wurden, einen zutiefst aggressiven und barbarischen Volkscharakter un-

terstellte, der gründlicher Umgestaltung bedurfte – »a fundamental change

of soul«5. Vansittart wurde nach der Veröffentlichung seiner pauschalen

Vorwürfe aus dem Regierungsdienst entlassen und durch Verleihung der

Peerswürde politisch kaltgestellt.6Dass es so etwas wie einen »teutonischen

Herrschaftstrieb« gebe, den es auszurotten gelte, davon war aber auch die
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überwiegende Mehrheit des politischen Establishments und der öffentli-

chen Meinung überzeugt. »Nazi-Tyrannei und preußischer Militarismus«,

so brachte das Churchill in einer Unterhaus-Erklärung am 21. September

1943 auf den Punkt, »sind die beiden Hauptelemente deutschen Lebens, die

vollkommen zerstört werden müssen. Sie müssen vollständig ausgerottet

werden, wenn Europa und der Welt ein dritter und noch schrecklicherer

Konflikt erspart bleiben soll«.7

Die Ausrottung des deutschen Militarismus – häufig wurde er wie bei

Churchill mit der Vorherrschaft Preußens in Deutschland gleichgestellt –

schloss über die dauerhafte Abrüstung hinaus die Beschränkung des indus-

triellen Rüstungspotentials und die Umerziehung der Deutschen ein, nicht

aber eine generelle wirtschaftliche Schwächung. Bei seiner ersten Begeg-

nung mit dem amerikanischen Präsidenten Franklin D. Roosevelt am 26.

August 1941 führte Churchill dazu aus: »Wirmüssen die Deutschen und ihre

Komplizen entwaffnen, dürfen ihnen aber keine Zusicherung geben, die sie

später ausnützen können, dass wir ihnen in absehbarer Zeit irgendeine Art

von Waffengleichheit zubilligen werden. Im Gegenteil: Wir müssen darauf

achten, dass wir stark genug bewaffnet sind, um einerWiederholung dieser

Katastrophen in Europa oder in der Welt vorzubeugen. Auf der anderen

Seite sind wir jetzt der Ansicht, dass verarmte Nachbarn dazu bestimmt

sind, schlechte Nachbarn zu sein, und wir wünschen, jedermann wohlha-

bend zu sehen, die Deutschen eingeschlossen. Kurz gesagt, unser Ziel ist,

Deutschland ›fett, aber impotent‹ zu machen« – »fat but impotent.8

Churchill stand hier unter dem Einfluss von John Maynard Keynes, der

nach Kriegsbeginn wieder in den Dienst des britischen Schatzamtes getre-

ten war und von dieser Position aus eindringlich auf die ausschlaggebende

Bedeutung der deutschen Volkswirtschaft für die Prosperität Europas hin-

wies: Angesichts des Umfangs der deutschen Produktionskapazität und des

Ausmaßes der Verflechtung der deutschenWirtschaft mit den Nachbarlän-

dern würde eine politisch verfügte deutliche Absenkung dieser Kapazität

den gesamten europäischen Kontinent einschließlich Großbritanniens in

Mitleidenschaft ziehen. Wirtschaftliches Elend galt zudem seit der Erfah-

rung mit der Weltwirtschaftskrise als Nährboden für radikale Agitatoren

jedweder Art. Mit einer künstlich herbeigeführten Verelendung Deutsch-

lands würde man also nur einem neuen Hitler den Weg bereiten. Manche

dachten auch an einen bolschewistischen Umsturz, der Deutschland in das

Lager der Sowjetunion führen würde, und sahen ähnliche Entwicklungen

auch auf die anderen europäischen Länder zukommen.
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Europarat oder Vereinte Nationen?

Wie zwischen der Eindämmung deutscher Macht und der Sicherung wirt-

schaftlicher Entwicklung die notwendige Balance gehalten werden sollte,

war damit noch nicht gesagt und sollte zum Gegenstand von anhaltenden

Meinungsverschiedenheiten werden. Generell gehörte zu den britischen

Nachkriegsplanungen aber die Vorstellung, dass das besiegte Deutschland

von stärkeren Machtakkumulationen auf dem europäischen Kontinent

eingehegt werden sollte. Im Osten, soviel war den Planern in London auch

schon vor dem deutschen Angriff auf die Sowjetunion klar, würde das

der sowjetische Machtbereich sein. »Der Rückzug Deutschlands aus Polen

dürfte wohl den Einzug Russlands bedeuten«, schrieb der für Deutsch-

land zuständige Unterstaatssekretär des Foreign Office, William Strang, in

einemMemorandum vom 31. Oktober 1939. »Jedenfalls würden die Gebiets-

regelungen in Osteuropa nach Deutschlands Niederlage wahrscheinlich

nicht der Kontrolle der Westmächte unterliegen.« Im Süden und Westen

aber sollten föderative Zusammenschlüsse für das nötige Gegenwicht zu

Russland sorgen – »eine oder zwei geschlossene Gruppen (politische und

wirtschaftliche föderale Einheiten) als Vorposten des westeuropäischen

Systems«, wie Strang weiter ausführte.9 Besonders häufig wurde in diesem

Zusammenhang der Gedanke an »die eine oder andere Form einer süddeut-

schen und Donau-Föderation« (Strang) artikuliert, der auch Churchill sehr

amHerzen lag. ImWesten dachte man an eine Restituierung und Stärkung

Frankreichs und dessen organisatorische Verflechtung mit den kleineren

westeuropäischen Staaten.

In einem sogenannten »Vier-Mächte-Plan« zurNachkriegsordnung,den

das ForeignOffice imHerbst 1942 auf der Grundlage eines Entwurfs des Lei-

ters der Wiederaufbau-Abteilung, Gladwyn Jebb, erstellte, war eine Union

zwischen Polen und der Tschechoslowakei vorgesehen sowie eine Balkanfö-

deration, die zunächst aus Jugoslawien und Griechenland bestehen sollte.

Die Föderation imOsten sollte bei der Abwehr der deutschenGefahr engmit

der Sowjetunion zusammenarbeiten. Im Westen sollte Großbritannien die

Schutzfunktion übernehmen und dazu das Recht erhalten, Luft- und Flot-

tenstützpunkte entlang der Atlantikküste zu errichten10. Churchill sah dar-

über hinaus eine gesamteuropäische Integration vor. »So schwierig das auch

jetzt zu sagen ist«, führte er in einem eher abschätzigen Kommentar zum

Vier-Mächte-Planaus,»ich vertrauedarauf,dassdie europäischeFamilie ge-

meinschaftlich wie unter einem Europarat [»Council of Europe«] handelt.
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Ich erwarte Vereinigte Staaten von Europa, in denen die Grenzen zwischen

den Nationen erheblich an Bedeutung verloren haben und Reisen ohne Be-

hinderungenmöglich sein wird. Ich hoffe, dass EuropasWirtschaft als Gan-

zes in den Blick genommenwird. Ich hoffe einen Rat zu sehen, der vielleicht

aus zehn Einheiten besteht, unter Einschluss der früheren Großmächte und

mit mehreren Konföderationen – einer skandinavischen Konföderation, ei-

ner Donau-Konföderation, einer Balkan-Konföderation usw. – einen Rat,

der über eine internationale Polizei verfügt und den Auftrag hatten, Preu-

ßen unbewaffnet zu halten«.11Vor allem, fasste er gegenüber Außenminister

Anthony Eden zusammen, »muss Europa eine sich selbst regierende Einheit

sein, die in der Lage ist, ihre eigenen Angelegenheiten zu regeln«.12

Ob und wieweit ein besiegtes Reich oder seine Nachfolgestaaten eben-

falls zu den »Vereinigten Staaten von Europa« gehören sollten, dazu hat sich

Churchill nicht klar geäußert. Andere taten dies – so Stafford Cripps vom

linken Flügel der Labour Party, der als Botschafter in Moskau dem Foreign

Office im August 1941 einen Plan zur Bildung von fünf europäischen Föde-

rationen vorlegte, der eine »germanische Föderation« aus Deutschland und

Österreich einschloss. Indienminister Leopold S. Amery plädierte wieder-

holt für ein »europäisches Commonwealth«, das auch einem geschlagenen

und geschwächtenDeutschland »einenMarkt für seinWirtschaftsleben und

für die Ausübung eines friedlichen Einflusses in einem frei geteilten ›Le-

bensraum‹« bieten würde, »der allein es über seine Niederlage hinwegtrös-

ten kann«. Richard Crossman, einer der intellektuellen Wortführer der La-

bour Party, forderte in einer Stellungnahme zum ersten Deutschland-Plan

des Foreign Office Anfang März 1943 die Einbindung Deutschlands in das

westeuropäische Staatensystem: »Der effektivste Weg, umDeutschland auf

Dauer zu immunisieren, würde sicherlich darin bestehen, eine europäische

Struktur zu schaffen, die so stark ist, dass Deutschland sie niemals nieder-

brechen kann«.13

Dem Foreign Office und auch der Mehrheit des Kabinetts gingen solche

Überlegungen jedoch zuweit überdas vertraute Instrumentariumbritischer

Großmachtpolitik hinaus. Statt zu überlegen, wie die Deutschen für eine

Friedensordnung gewonnen werden könnten, begnügten sie sich mit der

Feststellung, dass dies wohl nicht einfach sein würde. Im ersten Memoran-

dum zur »Zukunft Deutschlands«, das Eden dem Kabinett vorlegte (am 8.

März 1943) hieß es gleich zu Beginn mit resignativem Unterton: »In diesem

Papier wird nicht der Versuch unternommen, einen Vorschlag zu machen,

wie die Beziehung eines künftigen Deutschlands zu seinen Nachbarn aus-
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sehen soll oder wie es in die europäische und globale Organisation passen

soll. Auf diese Frage ist keine Antwort möglich, solange es nicht klarer ist,

welche Art vonWeltorganisation entstehen wird«.14

Breite Übereinstimmung gab es hingegen hinsichtlich der Notwen-

digkeit, für den Sieg über Hitler-Deutschland die Unterstützung der USA

und, wenn irgend möglich, auch der Sowjetunion zu mobilisieren. Die von

Deutschland ausgehende Bedrohung hatte sich als gefährlicher erwiesen

als die kommunistische Kampfansage an die »imperialistische« Welt: Dies

ließ selbst einen so eingefleischten Anti-Bolschewistenwie Churchill keinen

Moment zögern, eine Anti-Hitler-Koalitionmit denUSA und der Sowjetuni-

on zu schmieden, sobald dies möglich war. Eine Woche vor dem deutschen

Überfall auf die Sowjetunion ließ Churchill Roosevelt wissen, »wir sollten

den Russen natürlich jede Ermutigung und jede Hilfe geben, die wir erübri-

gen können,demGrundsatz entsprechend,dassHitler der Feind ist, denwir

zu schlagen haben«. Als Roosevelt durch seinen Botschafter antworten ließ,

er werde bei einem deutschen Angriff ein Bündnisangebot des britischen

Regierungschefs an die Sowjetunion sofort öffentlich unterstützen, war

die Anti-Hitler-Koalition praktisch zustande gekommen – noch ehe der

deutsche Angriff tatsächlich erfolgt war.15

Dass ein Machtzuwachs der Sowjetunion die Folge dieser strategischen

Grundsatzentscheidung sein würde, war allen Beteiligten klar. Indessen be-

ruhte sie auf einer klaren Güterabwägung. »Es ist besser«, schrieb William

Strang in einer internen Stellungnahme am 29. Mai 1943, »dass Russland

Osteuropa beherrscht, statt dass Deutschland Westeuropa beherrscht.

Russlands Vorherrschaft über Osteuropa dürfte auch nicht ganz so leicht

zu verwirklichen sein. Und wie stark Russland auch werden mag, es ist

unwahrscheinlich, dass es für uns je eine so grauenvolle Bedrohung sein

wird wie Deutschland innerhalb weniger Jahre wieder darstellen könn-

te«.16 Die Zusammenarbeit mit der Sowjetunion erschien umso mehr als

unausweichlich, als man sich der Nachhaltigkeit der amerikanischen Un-

terstützung nachwie vor nicht sicher sein konnte: »Waswir den Vereinigten

Staaten nicht zugestehen können,« schrieb Orme Sargent bei der Vorbe-

reitung des Vier-Mächte-Plans, »ist ein rein anglo-amerikanisches System,

das die Sowjetunion ausschließt. In unseren gegenwärtigen Verhandlun-

gen mit den Vereinigten Staaten von Amerika dürfen wir nichts tun, was

die Sowjetunion alarmiert oder in einen Gegensatz treibt – damit es uns

nicht unmöglich wird, mit der Sowjetunion zusammenzuarbeiten, falls die

Vereinigten Staaten uns verlassen«.17
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Angesichts der Verabredung zu einem gemeinsamen militärischen Sieg

überHitler-Deutschlandwar es nur konsequent, auch eine gemeinsame Be-

setzungDeutschlands vorzusehen. Sie war notwendig, umdie Entwaffnung

Deutschlands sicherzustellen, und sie bot sich auch an, um die Allianz der

Siegermächte über das Kriegsende hinweg aufrecht zu erhalten und so ei-

ner Degradierung Großbritanniens zum Juniorpartner der USA vorzubeu-

gen. So sicherte sich Außenminister Anthony Eden schon bei seinem Be-

such in Moskau im Dezember 1941 Stalins Zusicherung zur Einrichtung ei-

nes »Rats der Siegermächte«, der Deutschland nach dem Ende des Krieges

militärisch unter Kontrolle halten sollte. Der Vier-Mächte-Plan zur Nach-

kriegsordnung, den Eden dem Kabinett am 8. November 1942 vorlegte, ging

von dem Grundsatz aus, »dass die zukünftige Weltorganisation auf der en-

gen Zusammenarbeit der Vier Mächte im Rahmen der Vereinten Nationen

beruht«.18

Wie es scheint, sperrte sich Churchill zunächst dagegen, diese Konse-

quenz aus der Verpflichtung auf einen gemeinsamen Siegmitzutragen. Ge-

gen den Vier-Mächte-Plan brachte er den Einwand vor, »dass ich weiterhin

in erster Linie an Europa denke – die Wiederbelebung von Europas Ruhm,

des Kontinents, aus dem die modernen Nationen und die Zivilisation her-

vorgegangen sind. Es wäre ein unermessliches Unglück, sollte die russische

Barbarei die Kultur unddieUnabhängigkeit der alten StaatenEuropas über-

lagern.«19 Sodann präzisierte er gegenüber Eden, dass sich Russen, Ameri-

kaner und Briten aus dem Europäischen Rat möglichst heraushalten soll-

ten.20 Dies war freilich angesichts der Notwendigkeit, amerikanische und

sowjetische Truppen an der Eroberung Deutschlands zu beteiligen, weder

praktikabel noch politisch durchsetzbar. Stalin und Roosevelt dachten auch

gar nicht daran, die Kontrolle des besiegtenDeutschlands den europäischen

Nachbarn zu überlassen.

Churchill musste es daher hinnehmen, dass den Alliierten in einemMe-

morandum vom 1. Juli 1943 die Besetzung des besiegten Kriegsgegners auf

der Grundlage eines gemeinsamen Übergabedokuments, die Ausführung

der Waffenstillstandsbedingungen durch eine alliierte Waffenstillstands-

kommission sowie die Einrichtung einer United Nations Commission for

Europe vorgeschlagen wurde.21 Ein Kabinettsmemorandum des Foreign

Office vom 7. Juli 1943 präzisierte, dass die Commission for Europe aus den

Vertretern des Vereinigten Königreichs, der Sowjetunion und der Vereinig-

ten Staaten bestehen solle, »zu denen, wenn machbar, ein französischer

Vertreter gleichberechtigt hinzutreten sollte«. Zu Churchills Vorstellungen
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von einem Europäischen Rat wurde angemerkt: »Ein Europäischer Rat, in

dem das Vereinigte Königreich, die Vereinigten Staaten von Amerika und

die Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken keine aktive Rolle spielen,

könnte im Laufe der Zeit zu einem Instrument werden, mit dessen Hilfe

Deutschland jene Hegemonie über Europa friedlich wiedererlangt, welche

sie im gegenwärtigen Krieg vorübergehend mit Waffengewalt errichtet

hat«.22

Um Auseinandersetzungen der Siegermächte über die Behandlung der

Deutschen zu vermeiden, sollten dieWaffenstillstandsbedingungen und die

Modalitäten für die Okkupationsphase vorabmöglichst detailliert festgelegt

werden; um sich nicht dem Druck militärischer faits accomplis der stärke-

ren Siegermächte beugen zu müssen, sollten diese Festlegungen möglichst

frühzeitig erfolgen. Nach der Wende von Stalingrad drängten die Beamten

des Foreign Office Eden, mit der Sowjetregierung definitive Absprachen zu

treffen, bevor durch den Vormarsch der Roten Armee oder einen plötzlichen

Zusammenbruch desReiches irreversible Tatsachen geschaffenwurden.Auf

die Übermittlung des Aide-mémoires vom 1. Juli 1943 folgten daher Bemü-

hungen umeineGipfelkonferenz der »GroßenDrei«.NachdemStalin einem

solchen Treffen endlich zugestimmt hatte, plädierte Eden auf der zur Vor-

bereitung des Gipfeltreffens anberaumten Konferenz der drei Außenminis-

ter vom 19. bis 30. Oktober 1943 in Moskau dafür, eine gemeinsame Bera-

tungskommission ins Leben zu rufen, die sichmit allen Problemen beschaf-

fen sollte, die bei der Beendigung des Krieges auftraten. Als diese European

Advisory Commission (EAC) dann zu Beginn des Jahres 1944 zum erstenMal

zusammentrat –Eden hatte London als Tagungsort angeboten, und die Alli-

ierten waren bereitwillig darauf eingegangen –, legte William Strang, nun-

mehr Leiter der britischen EAC-Delegation, sogleich detaillierte Vorschläge

zur FormulierungderKapitulationsurkunde vor, ebensoVorschläge zurEin-

richtung vonBesatzungszonen und zurGestaltung des Kontrollapparats der

Siegermächte in Deutschland.23

Von einem Europäischen Rat ohne Beteiligung der Sowjetunion, wie

Churchill ihn vorgesehen hatte, war nach der Festlegung auf die United Na-

tions Commission for Europe nicht mehr die Rede. Stattdessen orientierte sich

die britische Politik langfristig mehr und mehr auf die Etablierung eines

britisch-sowjetischen Duopols in Europa hin, in dem die beiden verbliebe-

nen europäischen Großmächte ihre jeweiligen Einflusszonen wechselseitig

respektierten. In einer Kabinettsvorlage vom 9. August 1944 erklärte Eden:

»Die Grundlage unserer europäischen Nachkriegspolitik muss das anglo-
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sowjetische Bündnis sein«. Entsprechend sollte die britische Position in drei

Gruppen von Ländern konsolidiert werden, »mit denen unsere Beziehungen

traditionell eng und vertraulich waren«: Frankreich, die Niederlande und

die iberische Halbinsel, insbesondere Portugal; dann die skandinavischen

Länder; und schließlich »die Mittelmeer-Gruppe mit der Türkei, Grie-

chenland und vielleicht auch Italien.« Demgegenüber hoffte Eden zwar, in

den mitteleuropäischen Ländern, die an die Sowjetunion grenzten – dazu

zählte er Polen, die Tschechoslowakei, Jugoslawien, Ungarn, Rumänien

und Österreich –, den britischen Einfluss ausweiten zu können; die briti-

sche Politik sollte hier aber »jede Herausforderung sowjetischer Interessen

vermeiden«.24

Aufteilung des Deutschen Reiches?

Noch nicht geklärt war bis zu diesem Zeitpunkt die Frage der territoria-

len Gestaltung eines befriedeten Deutschlands. Das Foreign Office kam

in seinem Deutschland-Plan vom 8. März 1943 zu dem Schluss, dass eine

Aufteilung des Reiches in mehrere Staaten aller Voraussicht nach kontra-

produktiv sein würde: Sie wäre nur mit Gewalt aufrecht zu erhalten und

würde einen nationalen Irredentismus hervorrufen, der nicht kontrollier-

bar wäre und die gleichen aggressiven Kräfte freisetzen würde wie in der

Vergangenheit. Für angemessen hielten die Autoren nur die Abtretung

Ostpreußens und Oberschlesiens an Polen; zu erwägen gaben sie darüber

hinaus eine internationale Kontrolle des Ruhrgebiets und des Nord-Ostsee-

Kanals. Im Übrigen schlugen sie vor, separatistische und partikularistische

Tendenzen unter den Deutschen selbst nach Möglichkeit zu fördern, und

zwar dadurch, dass bei Kriegsende keine zentrale Regierung in Berlin mehr

anerkanntwerden sollte und die Besatzungsstreitkräftemit den lokalen und

regionalen Autoritäten arbeiteten. Auf diese Weise, so hofften sie, würde

sich noch am ehesten ein dezentraler Neuaufbau Deutschlands ergeben,

eine »föderale Lösung«, die durchaus im Einklangmit der historischen Ent-

wicklung Deutschlands stünde und »die beste Chance für die Entwicklung

eines stabilen demokratischen Regimes« böte25.

In einer überarbeiteten Fassung der Kabinettsvorlage, die am 8. August

1943 fertiggestellt wurde,wurden zweiweitere Argumente gegen die Teilung

vorgetragen: Möglicherweise müsse man die Marionettenregierungen von

zwangsweise geschaffenen Staaten gegen den Willen der eigenen Bevölke-
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rung schützen; außerdem müssten mit Blick auf die Lebensfähigkeit der

EinzelstaatendieReparationsleistungenausDeutschland reduziertwerden.

Hinsichtlich der abzutretenden Gebiete wurde noch Danzig erwähnt; die

Kontrolle von Industrie undWirtschaft sollte sich jetzt auf ganzDeutschland

erstrecken, allerdings zeitlich befristet sein.26 Die Forschungsabteilung des

Foreign Office ergänzte diese Vorschläge mit einer Denkschrift, in der die

Aufteilung Preußens als Schlüssel zu einer echten Föderalisierung Deutsch-

lands vorgeschlagen wurde. Neben der preußischen Hegemonie sollte so

auch die überkommene Klassenstruktur Preußen-Deutschlands beseitigt

werden, die der Entwicklung einer stabilen Demokratie imWege stand.27

Außenminister Eden machte sich die Argumente seiner Berater aber

nicht vorbehaltlos zu eigen. Bei seinem Besuch in Moskau im Dezember

1941 hatte er die Überlegungen Stalins zur einer möglichen Aufteilung

Deutschlands mit der Bemerkung quittiert, die britische Regierung sei

nicht prinzipiell dagegen: »Was die AufteilungDeutschlands betrifft, hat die

Regierung seiner Majestät noch keine Entscheidung in die eine oder andere

Richtung getroffen, es gibt da keinen grundsätzlichen Einwand. Es geht um

die Frage, was der besteWeg ist, umDeutschland unter Kontrolle zu halten.

Wenn wir eine Aufteilung Deutschlands durch Aktionen aus dem Inneren

heraus zustande bringen könnten, würden wir, denke ich, einen großen

Coup landen«.28 Den Bedenken, die Orme Sargent, der leitende Staats-

sekretär Alexander Cadogan und andere gegen eine gewaltsame Teilung

vorbrachten, konnte er sich nicht ganz verschließen; auf der anderen Seite

blieb er aber auch darauf bedacht, sich in dieser Frage mit den Alliierten

abzustimmen, und die, vermutete er, favorisierten die Teilung.

Andere Kabinettsmitglieder traten energisch für die Teilung ein. So re-

agierte Lord Selbourne, Minister für Wirtschaftsfragen, auf die Kabinetts-

vorlage des Foreign Office vom 8. März 1943 mit einer eigenen Denkschrift,

in der er die Aufteilung des Reiches, nach Abtrennung Ostpreußens, Ober-

schlesiens, des Sudetenlandes und des Saargebietes, als »die einzige Sankti-

on« bezeichnete, die durchgesetzt werden kann«. Eine dauerhafte Kontrol-

le der deutschen Wirtschaft, die manche als alternative Lösung der Sicher-

heitsfrage betrachteten, lief seiner Meinung nach auf eine wirtschaftliche

Notsituation hinaus, die den Aufstieg neuer nationalistischer Volkstribune

begünstigte. Außerdem hielt er die Deutschen für Meister der Diversion; es

mochte also auch sein, dass eine Demontage von Industrieanlagen nur da-

zu führen würde, dass Deutschland binnen weniger Jahre über modernere

Technologien und Anlagen verfügen würde als seine Konkurrenten auf dem
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Weltmarkt. »SolangeDeutschland vereint bleibt, bietet keine derwirtschaft-

lichen Sicherheitsmaßnahmen, die bislang vorgeschlagen werden konnten,

ein vertrauenswürdiges Bollwerk gegen eine Wiederholung der Geschichte

von 1919 bis 1939«.29

Churchills Vorstellungen liefen auf eine Dreiteilung Deutschlands hin-

aus. Zum einen sollte Preußen das rheinisch-westfälische Industriegebiet

im Westen und Gebiete im Osten mit nichtdeutschen Bevölkerungsantei-

len verlieren. Dieses territorial verkleinerte, auf seine Ursprünge zurückge-

führte Preußen– inChurchills Auffassungdas Land, vondemder aggressive

deutsche Militarismus seinen Ausgang genommen hatte –, sollte vom übri-

gen Deutschland isoliert unter besonders strenge Aufsicht gestellt werden.

Churchill plädierte für vollständigeAbrüstungundÜberwachungder indus-

triellen Produktion. Zum anderen wollte er Sachsen, Bayern,Württemberg,

Badenunddie Pfalz einer restituiertenDonauföderationmitÖsterreich und

Ungarn anschließen. Die Süddeutschen,meinte er, seien weniger aggressiv

und verdienten daher schonendere Behandlung; zusammen mit den Nach-

fahren der Habsburgermonarchie sollten sie ein Gegengewicht zu Preußen

und zu der bisherigen »Waffenschmiede des Reiches« im Nordwesten bil-

den.30

WelcheHaltung die britische Regierung in der Aufteilungsfrage tatsäch-

lich einnehmen würde, blieb danach lange Zeit offen. Das Kabinett befasste

sich verschiedentlichmit der Frage, kam aber zu einer klaren Entscheidung.

Als sich der neu gebildete Kabinettsausschuss für Fragen des Waffenstill-

stands, das Armistice and Civil Affairs Committee, am 11. August 1943 mit der

überarbeiteten Vorlage des ForeignOffice befasste, fanden nur die Vorschlä-

ge zur Abtrennung von Ostpreußen, Danzig und Oberschlesien allgemeine

Zustimmung. Dem Plädoyer der beamteten Experten gegen eine erzwun-

gene Aufteilung des Reiches wurde das Argument entgegengehalten, »dass

sowohl Russland als auch die USA offensichtlich eine solche Maßnahme be-

fürworten«.31 Am 5. Oktober akzeptierte das Kabinett eine abermals über-

arbeitete Vorlage des Foreign Office, in der über die Gebietsabtrennungen

imOsten hinaus nur die vollständige Besetzung und EntwaffnungDeutsch-

lands sowie eine nicht näher präzisierte internationaleWirtschaftskontrolle

empfohlen wurde; alles Weitere sollte einem Aufsichtsorgan der Alliierten

zur Entscheidung vorbehalten bleiben. Eden wurde beauftragt, bei der be-

vorstehenden Konferenz mit den Außenministern der USA und der Sowjet-

union herauszufinden, wie man bei den Verbündeten über die Aufteilungs-

frage dächte32.
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Auf der Außenministerkonferenz in Moskau sprach Eden am 25. Okto-

ber 1943 dieMeinungsverschiedenheiten imbritischenKabinett offen an.Als

sich die »Großen Drei« fünf Wochen später in Teheran trafen, präsentierte

Churchill seine Vorstellungen von der Isolierung Preußens und der Bildung

einerDonauföderation.DasErgebnisderKonferenzverstander so,dass,wie

er in einem Memorandum vom 15. Januar 1944 formulierte, »die Regierun-

gen Großbritanniens, der Vereinigten Staaten und Russlands, wie ich ver-

stehen, darin einig sind, dass Deutschland definitiv in eine Reihe separa-

ter Staaten entflochten werden soll«.33Die Planungsstäbe im Foreign Office

aber gingen, da ein entsprechender Kabinettsbeschluss fehlte, nach wie vor

davon aus, dass Deutschland nicht geteilt werden würde. Alle Vorlagen, die

William Strang in den nächsten Monaten in die EAC einbrachte, beruhten

auf der Annahme, dass es bei Kriegsende eine für ganz Deutschland verant-

wortliche Reichsregierung oder doch zumindest eine funktionierende zen-

trale Verwaltungmit Sitz in Berlin geben würde.

Neuen Zulauf erhielt die Teilungsfraktion, als das Foreign Office im Juni

1944 die Stabschefs um Stellungnahme zu der strittigen Frage bat. Sehr zur

Überraschung der Beamten des Außenministeriums plädierten die militä-

rischen Führer ebenfalls für die Aufteilung – mit einem neuen Argument,

das die Gewichte in der Debatte merklich verschob. In der Sicht der Stabs-

chefs versprach eine Aufteilung nicht nur größere Sicherheit gegenüber ei-

nem Wiederaufleben der deutschen Gefahr; sie bot auch Sicherheit gegen

eine Beherrschung ganz Deutschlands durch die Sowjetunion: »Wir kom-

men zu dem Schluss, dass eine Aufteilung zumindest die Wahrscheinlich-

keit verringert, dass sich ganz Deutschland mit der UdSSR gegen uns ver-

bündet, und dass sie als eine Versicherung gegen eine feindliche UdSSR in

unserem langfristigen strategischen Vorteil gereicht«. Sie empfahlen daher

eine Aufteilung entlang der Grenzen der drei Besatzungszonen, die unter-

dessen für die Zeit nach der bedingungslosen Kapitulation vorgesehen wa-

ren. Der östliche Teilstaat würde dann in den sowjetischen Einflussbereich

fallen,währendderNordwest-Staatmit demRuhrgebiet den britischenEin-

flussbereich vergrößern und zusammen mit dem Südwest-Staat eine Bar-

riere gegen ein weiteres Vordringen der Sowjetunion bieten würde34.

Vergeblich suchte Eden dagegen geltend zu machen, dass die Schaffung

eines antisowjetischen Blocks unter Einbeziehung der westlichen Teile

Deutschlands nicht nur das britisch-sowjetische Bündnis im Kern treffen

würde, sondern auch die Entwaffnung Deutschlands »und andereMaßnah-

men, die wir als wesentliche Garantien gegen einen künftigen deutschen
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Angriff betrachten«, in Frage stellte.35 Auf konservative Minister wie Lord

Selborne, Lord Cranborne und Leopold Amery machte die Argumentation

der Stabschefs durchaus Eindruck, und so verstärkte sich im Armistice

and Post-War Committee die Neigung zur Durchsetzung der Aufteilungs-

pläne. Eden hielt es daher für geraten, das Kabinett vorerst gar nicht mit

dem Plädoyer des Foreign Office für die Wahrung der deutschen Einheit

zu befassen. Der Kommentar zum Memorandum der Stabschefs wurde

nach einer Unterredung zwischen dem Außenminister und den Chiefs

of Staff am 4. Oktober zurückgezogen, und als am 16. Dezember endlich

eine überarbeitete Fassung vorlag, zeigte Eden wenig Neigung, sie unter

den Kabinettskollegen in Umlauf zu bringen. Ein weiteres Positionspapier

des Foreign Office, das den Einheitsgegnern mit einem Plädoyer für die

Aufteilung Preußens und eine föderalistische Neuordnung Deutschlands

entgegenkam, versah er mit einer distanzierenden Stellungnahme.36

In der Bevölkerung nahm die Sympathie für eine Aufteilung Deutsch-

lands ebenfalls zu,nicht zuletzt unter demEindruck des Schreckens,den die

deutschen V2-Raketen seit Anfang September 1944 in London verbreiteten.

Nach einer Umfrage des British Institute of Public Opinion, die der News

Chronicle am 5. Oktober 1944 veröffentlichte, befürworteten 59 Prozent der

britischen Männer und 53 Prozent der Frauen die Teilung Deutschlands

– deutlich mehr, als aus einer Umfrage des Gallup-Instituts vom Dezem-

ber 1943 zu ersehen gewesen war37. In der Presse überwog dagegen die

Ablehnung der Teilungspläne. »Gedankenverwirrung« kommentierte der

Manchester Guardian einen Plan zur Bildung deutscher Einzelstaaten, den

die konservative Parliamentary Post-War Policy Group am 20. August 1944

veröffentlichte. Die Times, der Observer und der Economist äußerten sich

ähnlich. Immer wieder wurde auf die Gefahr verwiesen, dass eine gewaltsa-

me Aufteilung die Deutschen erst recht zu neuen kriegerischen Abenteuern

anstacheln könne38.

Angesichts der fortdauernden Gegensätze in der britischen Führung

wollte Eden jetzt auch keine Entscheidung im Kreis der »Großen Drei«.

»Unsere Aufgabe«, schrieb er am Vorabend der Konferenz von Jalta, „–

oder eher Teil unserer Aufgabe – wird es sein, darauf zu achten, dass keine

plötzlichen und vorschnellen Entscheidungen in Fragen wie dem Bevöl-

kerungstransfer, Deutschlands Ostgrenzen und der Aufteilung getroffen

werden«. Vielmehr sollte in solch grundlegenden Fragen erst nach ausgie-

biger Beratung in der EAC entschieden werden.39Mit dieser Hinhaltetaktik

verhinderte er, dass sich die Teilungsfraktion, die offensichtlich über eine
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Mehrheit verfügte, politisch durchsetzen konnte. Gleichzeitig gab er aber

die Gestaltungsfähigkeit, auf die gerade das Foreign Office so großen Wert

gelegt hatte, wieder aus der Hand. Der Krieg näherte sich seinem Ende, oh-

ne dass Großbritannien in der zentralen Frage nach der staatlichen Gestalt

Deutschlands über eine eindeutige Position verfügte.

1.2 Sowjetische Planungen

Die sowjetische Nachkriegsplanung hinsichtlich der Zukunft Deutschlands

wurde von zwei Konstanten bestimmt: Einerseits ging es um die Wieder-

herstellung der Westgrenze der Sowjetunion, wie sie vor dem deutschen

Angriff am 22. Juni 1941 bestanden hatte, und damit um die Sicherung der

Machtstellung, die die Sowjetunion mit der Verwirklichung des geheimen

Zusatzprotokolls zum deutsch-sowjetischen Nichtangriffspakt vom 24.

August 1939 erworben hatte. Andererseits ging es um Begrenzung und Kon-

trolle der deutschen Macht und damit um dauerhafte Sicherheit vor einem

abermaligen deutschen Angriff. Das Trauma des 22. Juni 1941 saß tief, und

die Leiden, die der deutsche Vernichtungskrieg verursachte, wogen schwer.

Nie wieder sollten die Deutschen in der Lage sein, die Sowjetunion mit

einem Vernichtungskrieg zu überziehen.

Bündnis mit denWestmächten

Sicherheit vor Deutschland war nach Lage der Dinge nur auf der Grundlage

einer Verständigung mit den westlichen Verbündeten zu erreichen; darum

gingen alle Planungen von der Fortdauer des Bündnisses über das Kriegs-

ende hinaus aus und wurden die einzelnenMaßnahmen zur Bändigung des

deutschen Potentials auch mit Blick auf die entsprechenden Überlegungen

der Verbündeten formuliert. »Das Problem Deutschlands und seiner Satel-

liten ist eine Frage der großen Politik der Staaten der Antihitlerkoalition«,

erläuterte Stalin den Spitzen der Sowjetischen Militäradministration in

Deutschland nach Kriegsende.40

Artikuliert wurde die sowjetische Nachkriegsplanung in ihren Grundzü-

gen von Stalin persönlich.Die Spezialisten des Volkskommissariats für Aus-

wärtige Angelegenheiten steuerten ihre Ausarbeitungen bei, und abNovem-

ber 1942wurden auch verschiedene interministerielle Kommissionen einge-
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richtet, die zu spezifischen FragenStellungnahmen.Alle diese Ausarbeitun-

genwurden jedoch in der Erwartung formuliert, damit die Absichten Stalins

zu treffen; der Generalissimus traf sich häufig mit den Kommissionsvorsit-

zenden und nicht selten griff er auch korrigierend in die Detailplanung ein,

was deren Kohärenz meist nicht förderlich war.41

Hinsichtlich der künftigen staatlichen Gestalt Deutschlands orientier-

te sich Stalin zunächst am Prinzip der Aufteilung. »Was die Absichten Sta-

lins angeht«, teilte Außen-Volkskommissar Vjačeslav M. Molotov dem so-

wjetischen Botschafter in London, IvanMichaijlovičMajskij, am 21.Novem-

ber 1941 mit, »so denkt er, dass Österreich als ein unabhängiger Staat von

Deutschland abgetrennt werden soll und Deutschland selbst in viele mehr

oderwenigerunabhängigeStaatenaufgeteiltwerdensoll,umdamit eineGa-

rantie für die zukünftige Ungestörtheit der europäischen Staaten zu schaf-

fen«42. ImGesprächmit dembritischenAußenminister Eden am 16.Dezem-

ber 1941 erläuterte Stalin, »dass er die SchwächungDeutschlands für absolut

notwendig hält, in erster Linie durch die Abtrennung des Rheingebiets mit

seiner Industrieregion vom übrigen Preußen.Wie das weitere Schicksal des

Rheingebietes aussehen würde – ob das ein unabhängiger Staat sein soll,

ein Protektorat usw. – kann man im Weiteren besprechen. Wichtig ist die

Abtrennung an sich.« Nach dem britischen Protokoll fügte er an dieser Stel-

le hinzu: »Ich denke, dass dies die einzige Garantie ist, die sicherstellt, dass

Deutschland auf Dauer geschwächt wird.«

Zur Abtrennung des Rheingebietes und zur Wiederherstellung Öster-

reichs als unabhängiger Staat sollte nach seinen Überlegungen »vielleicht«

auch die Errichtung eines unabhängigen bayerischen Staates kommen.

Außerdem sollte das ostdeutsche Gebiet »bis zur Oder« an Polen gegeben

werden, und das Gebiet um Tilsit und nördlich der Memel sollte an die

litauische Sowjetrepublik angegliedert werden. Im Entwurf für ein gehei-

mes Zusatzprotokoll zu dem geplanten britisch-sowjetischen Vertrag hieß

es, darüber noch hinausgehend, dass »die Teile Preußens (einschließlich

Königsbergs), die an Litauen grenzen, für zwanzig Jahre als eine Garantie

für dieWiedergutmachung der Kriegsschäden an die UdSSR gehen.« Edens

vorsichtigen Einwand, dass Abtrennungen ohne Unterstützung durch se-

paratistische Bewegungen neuen Irredentismus hervorzurufen drohten,

wischte Stalin barsch beiseite: »Gerade solche Überlegungen führten zum

Krieg.«

Über die Abtrennungen und Abtretungen hinaus enthielt Stalins erstes

Konzept noch zwei weitere Komponenten: Deutschland und seine Satelli-
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ten sollten Reparationen leisten für den Schaden, »den sie Großbritannien,

der Sowjetunion und anderen Ländern zugefügt hatten«. Diese Reparatio-

nen sollten, pflichtete er Eden bei, in Sachleistungen erfolgen, nicht durch

Geldtransfer wie nach dem Ersten Weltkrieg. »Das Beste wäre es, Deutsch-

landund ItaliendiemodernstenAnlagen zugunstender besetztenLänder zu

nehmen.« Sodann sei zur »Aufrechterhaltung von FriedenundOrdnung« im

künftigen Europa eine »gewisse militärische Kraft« erforderlich. Dazu solle

eine »militärische Union der demokratischen Staaten« geschaffen werden,

gelenkt von »einer Art Rat«, dem eine »internationale militärische Kraft zur

Verfügung« stehen würde.43

Nach dem Besuch Edens begann das Volkskommissariat für Auswärtige

Angelegenheiten, diese Vorstellungen im Kontext der Planungen für die ge-

samte Nachkriegsordnung weiter auszuarbeiten. Am 28. Januar 1942 setzte

das Politbüro dazu eine Kommission unter dem Vorsitz von Molotov ein.44

Die Arbeiten gediehen jedoch vorerst nicht allzu weit. Als hinderlich erwies

sich, dass sich die westlichen Verbündeten nicht auf eine vertragliche Fixie-

rung vonKriegszielen festlegen ließen.Außerdemkamdie dringend benöti-

ge »Zweite Front« zur Entlastung von deutschemDruck auf die Sowjetunion

im Laufe des Jahres 1942 nicht zustande; damit entfiel der Druck, rasch zu

präzisen Vorschlägen zu kommen.45

Im Zuge der Verschlechterung der Beziehungen zu den Westmächten,

die sich aus der Verzögerung der »Zweiten Front« ergab, wandte sich Stalin

im November 1942 der Idee zu, die Deutschen zum Sturz Hitlers zu mobili-

sieren. Bei der Planung eines »deutschen antifaschistischen Komitees ›Frei-

es Deutschland‹« betonte er, »dass es mit Blick auf die Deutschen notwen-

dig sei, auf die Gefahr einer Teilung und Vernichtung Deutschlands hinzu-

weisen, eine Gefahr, die man nur durch den Sturz Hitlers abwenden könne.

DennmitHitler-DeutschlandwerdeniemandFrieden schließen.DerKampf

umdieRettungDeutschlandsvordemUntergang, fürdieWiederherstellung

der demokratischen Rechte und Freiheiten des deutschen Volkes, für die Er-

richtung einer parlamentarischen Ordnung usw. – das müssten die Aufga-

ben des antifaschistischen Komitees der deutschen Patrioten sein«.46

Verstärkt wurden solche Überlegungen durch Geheimdienstinforma-

tionen vom Dezember 1942, wonach »die höchsten deutschen Offiziere

Hitler gegenüber oppositionell eingestellt sind und nach möglichen Wegen

suchen, aus dem Krieg auszuscheiden«47. Im Juni 1943 wurde die in Moskau

exilierte KPD-Führung zu Verhandlungen mit kriegsgefangenen deut-

schen Wehrmachtsangehörigen in verschiedene Kriegsgefangenenlager
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geschickt. Daraus ergab sich die offizielle Gründung des »Nationalen Komi-

tees Freies Deutschland« (NKFD) am 12./13. Juli 1943 im Lager Krasnogorsk

bei Moskau. Das Gründungsmanifest, hervorgegangen aus sowjetischer

Vermittlung zwischen einem Entwurf von Walter Ulbricht und einem we-

sentlich »bürgerlicheren« Gegenentwurf von kriegsgefangenen Offizieren,

übernahmStalins Begründung für einen SturzHitlers durch dieDeutschen.

Als Kampfziel nannte es »eine starke demokratische Staatsmacht, die nichts

gemein hat mit der Ohnmacht des Weimarer Regimes, eine Demokratie,

die jeden Versuch des Wiederauflebens von Verschwörungen gegen die

Freiheitsrechte des Volkes oder gegen den Frieden Europas rücksichtslos

schon im Keim erstickt.« Neben den bürgerlichen Grundrechten sollten die

»Freiheit derWirtschaft, desHandels unddesGewerbes« garantiertwerden,

ebenso das Recht auf Arbeit und rechtmäßig erworbenes Eigentum.48

Es erscheint plausibel, dass die Schaffung einer demokratischen Ord-

nung durch eigene Initiative der Deutschen für Stalin eine akzeptable

Alternative zur Aufteilung des Deutschen Reiches gewesen wäre. Zu diesem

Zeitpunkt weigerte er sich noch, sich der anglo-amerikanischen Forderung

nach »bedingungsloser Kapitulation« anzuschließen. In der Propagan-

da des Nationalkomitees dominierte bis Ende 1943 die Losung von der

Rückführung des deutschen Heeres an die Reichsgrenzen durch verant-

wortungsbewusste Generäle, die sich den Befehlen Hitlers widersetzten.49

Welche Sicherheitsgarantien die sowjetische Führung darüber hinaus von

einem demokratischen Deutschland verlangt hätte,muss offenbleiben. Ver-

mutlich ist darüber nicht systematisch nachgedacht worden, zumal Art und

Ausmaß der Sicherheitsgarantien ja auch von den Umständen des Kriegs-

endes und den politischen Kräfteverhältnissen im befreiten Deutschland

abhingen, die man nicht voraussehen konnte. General Vjačeslav Mel’nikov

als Beauftragter des Innenkommissariats sicherte den gefangenen Offizie-

ren, die für den Bund Deutscher Offiziere gewonnen werden sollten, Ende

August 1943 mündlich zu, dass das Deutsche Reich in den Grenzen von 1938

(d.h. unter Einschluss Österreichs) weiterbestehen würde. Die bürgerlich-

demokratische Regierung müsse allerdings »durch Freundschaftsverträ-

ge an den Osten gebunden sein«.50 Was eine solche Bindung inhaltlich

bedeutete, wurde nicht gesagt.

Ohnehin standen bei dem NKFD-Unternehmen die taktischen Überle-

gungen einer Schwächung der deutschen Front und des Drucks auf die Alli-

ierten im Vordergrund. Auch galt es, einen separaten Friedensschluss zwi-

schen den Westmächten und den deutschen Generälen zu verhindern. Als
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die Planungen für eine Landung der westlichen Alliierten an der Atlantik-

küste endlich konkrete Formen annahmen und Stalin dem Drängen Roose-

velts auf ein baldiges Gipfeltreffen nicht mehr ausweichen konnte, wurden

auch die Planungen für eine gemeinsam zu verantwortende Friedensord-

nung der Alliierten wieder intensiviert. Am 4. September 1943 setzte das Po-

litbüro dazu eine neueKommission zur Beratung der »Friedensverträge und

der Nachkriegsordnung« ein, diesmal unter dem Vorsitz des früheren Au-

ßenkommissars MaksimM. Litvinov, der dazu von seinem Botschafterpos-

ten inWashington zurückberufenwordenwar.Ebensowurde eine Kommis-

sion zur Vorbereitung der Waffenstillstandsbedingungen gebildet, die un-

ter dem Vorsitz vonMarschall Kliment Vorošilov zusammentrat und haupt-

sächlich aus Vertretern der militärischen Führung bestand. Im November

1943 folgte noch eine Kommission zur Vorbereitung der Reparationsforde-

rungen. Mit ihrer Leitung wurde Majskij beauftragt, der im Juli 1943 seinen

Botschafterposten in London verlassenhatte undnundasAmt eines stellver-

tretenden Volkskommissars für Äußeres bekleidete. Mit Litvinov und Majs-

kij wurden die beiden Diplomaten mit der Ausarbeitung der Pläne für eine

Nachkriegsordnung beauftragt, die durch ihre Aufenthalte in Washington

bzw. London am besten über die Intentionen der beidenWestmächte infor-

miert waren.51

Aufteilung Deutschlands und Volksfront in Europa

Die Konkretisierung der Planungen begannmit einer Erörterung der Folgen

unterschiedlicher Varianten zur Aufteilung Deutschlands, die Eugen S.

Varga, Direktor des Instituts für Wirtschaft an der Sowjetischen Akademie

der Wissenschaften und später Mitglied der Reparationskommission, am

27. September 1943 an Litvinov schickte. Varga ging davon aus, dass den

Deutschen die Gebietserwerbungen nach 1937 in jedem Fall weggenom-

men würden, ebenso Ostpreußen und das Saargebiet, das wieder einen

besonderen Status als Pufferzone erhalten sollte. Für das verbliebene deut-

sche Staatsgebiet diskutierte er drei Varianten, die sich an historischen

Traditionen orientierten: eine Aufteilung in drei Staaten (Preußen, Süd-

deutschland mit Österreich und ein Niederrhein-Pufferstaat); die Bildung

von vier Staaten (Preußen, Österreich, Süddeutschland mit Sachsen und

der Niederrhein-Pufferstaat); schließlich die Bildung von sieben Staa-

ten (Preußen, Österreich, Bayern, Sachsen, Württemberg, Baden und der
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Niederrhein-Pufferstaat). Eine »starke Reduzierung des jetzigen Kriegs-

potentials Deutschlands« sah er bei jeder dieser Varianten als gegeben an.

Allerdings würde Rest-Preußen ohne Kontrolle fast die militärische Stärke

erreichen, die Frankreich vor dem Krieg besessen hatte; und ein verein-

tes Süddeutschland würde ungefähr halb so stark sein wie das reduzierte

Preußen52.

Litvinov versorgte dannMolotov imHinblick auf die bevorstehende ers-

te Außenministerkonferenz der drei Alliierten am 9. Oktober 1943 mit In-

formationen über die westlichen Planungen und Überlegungen zur eigenen

Positionierung. Nach der Referierung der unterschiedlichen Positionen zur

Aufteilungsfrage im Kreis der Westmächte argumentierte er zugunsten der

Aufteilungsbefürworter: »Wenn man den Gegnern der Aufteilung dahinge-

hend zustimmt, dass die Idee der Einheit im deutschen Volk so stark ist,

dass Deutschland nach einer Reihe von Jahren zur Wiedervereinigung der

zerteilten Teile Deutschlands kommt, kannman doch nicht bestreiten, dass

das aufgeteilte Deutschland in der gleichen Zeit (und diese Zeit dürfte wahr-

scheinlich einige Jahrzehnte betragen) doch so geschwächt seinwird,dass es

nichtmehrüberRevancheundneueAggressionennachdenkenkann.Außer-

dem würde ein einheitliches Deutschland trotz aller Maßnahmen der Un-

schädlichmachung eineneueGefahr fürEuropadarstellen.« Sodannbetonte

er, dass Westfalen und die Rheinprovinz, weil sie »die Hauptgrundlage der

Industrie und Kriegsindustrie Deutschlands darstellen«, auf jeden Fall von

Preußen abgetrennt werden müssten. Als »Grundlage für die Aufteilung«

könne daher die Drei-Staaten-Variante genommen werden, die der ameri-

kanischePräsidentRoosevelt Edengegenüber insGespräch gebracht hatte.53

Die Argumente der Aufteilungsgegner aufgreifend betonte der ehe-

malige (von 1934 bis 1937 amtierende) sowjetische Botschafter in Berlin,

Jakov Suritz, in zwei Memoranden für die Litvinov-Kommission, dass die

Zerschlagung der deutschen Einheit von einem Teil der Deutschen »höchst-

wahrscheinlich« auch positiv aufgenommen würde: als »Befreiung von

der Hegemonie Preußens.« Um den Gefahren vorzubeugen, die dennoch

in der Aufteilung steckten, empfahl er sie so durchzuführen, »dass nach

Möglichkeit wenig Gefühle Deutschlands berührt werden.« Folglich soll-

ten »historische Vergangenheit und Traditionen« berücksichtigt werden,

ebenso »so weit als möglich das Prinzip der geographischen Einheit« und

»wirtschaftliche Überlegungen.« Eine Zerstückelung in ganz kleine Staaten

solle vermieden werden, da diese nicht lebensfähig wären und deswegen

ganz schnell auf Wiedervereinigung drängen würden. Auf jeden Fall solle


